
Dienstag, 25.Oktober 2022
Nummer 249, 180. Jahrgang, AZ 4002 Basel
Fr. 4.50

Basler Zeitung Aeschenplatz 7, Postfach 2250, 4002 Basel
Redaktion 061 639 11 11, redaktion@baz.ch
Abo- und Zustelldienst 061 639 13 13, contact.bazonline.ch

Wetter 31
Todesanzeigen 25
TV/Radio 28, 29

Leserbriefe www.bazonline.ch/leserbriefe
Inserate und Todesanzeigen adbox.goldbach.com,
inserate.baz@goldbach.com oder 061 639 12 18

Lesen Sie uns auch
in der App oder auf
www.baz.ch

KI übersetzt Keilschrift
Zu viele Tontafeln für zu wenig
Fachleute: Wie künstliche
Intelligenz hilft, antike Texte
zugänglich zu machen – und
sogar Lücken füllt. Seite 2

Der Beharrliche
Als Robert Kolinsky in Basel ein
Festival zu Ehren von Bohuslav
Martinu lancierte, traute man
ihm keinen Erfolg zu. Eine
Fehleinschätzung. Seite 17

EBL geht neueWege
Der Energieversorger gründet
einen Investmentfonds und
will mit Geldern institutioneller
Anleger die Energiewende
vorantreiben. Seite 21

Es tut sich was
Die Deutsche Bahn baut
in Basel an derWiese. Ein
Jahr nach dem Spatenstich
sind deutliche Fortschritte
sichtbar. Seite 21

Tennis «Was füreinTag!WirsindzurückaufderWeltbühne.Nachdrei Jahren ist
derCenterCourt zuSt. Jakobwiederhell beleuchtet»,sagteRogerBrennwaldbei
derEröffnungderSwiss Indoors.NachderRededesOrganisators liessPopsänger
ÁlvaroSoler (Bild) dieFansaufdenRängen tanzen–undderSpanierCarlos
Alcaraz liess sienach seinemSieg jubeln. (tmü) Seite 36 Foto: Freshfocus

Heisse Töne zumAuftakt der Swiss Indoors

Enthüllungen Ehemalige Schüle-
rinnen, die ihre Ausbildung zur
Bühnentänzerin an der Ballett-
schule Theater Basel absolvier-
ten, erzählten einem gemeinsa-
men Recherche-Team der «NZZ
am Sonntag» und des Basler
Onlinemediums «Bajour» von
fragwürdigenUnterrichtsmetho-
den. Die Abbruchquote der Aus-
bildung sei deshalb entsprechend
hoch. Zwar erfuhr man im Er-
ziehungsdepartement, das als
Aufsichtsbehörde fungiert, von
den Lehrabbrüchen. Jedoch habe
sich nie jemand direkt an ihn
gewandt, sagt Ulrich Maier vom
Bereich Mittelschulen und Be-
rufsbildung. Er fordert nun von
denVerantwortlichenderBallett-
schule, Verantwortung zu über-
nehmen.Mit derAnkündigung ei-
nerunabhängigenUntersuchung
macht die Schule einen ersten
Schritt. Der Eklat kommt zu ei-
nemschwierigenZeitpunkt,denn
die Schule steckt in finanziellen
Nöten. (juk) Seite 19

Unabhängige
Untersuchung an
Ballettschule Basel

Fabian Renz und Stefan Häne

Eigentlich will der Bundesrat
den Strommarkt in der Schweiz
vollständig liberalisieren. In Zu-
kunft sollen alle Haushalte und
Firmen den Strom auf dem frei-
enMarkt beziehen können – und
nicht nur stromintensive Unter-
nehmen, wie dies im Moment
noch der Fall ist. Nun aber könn-
te, ausgelöst durch die aktuellen
energiepolitischen Verwerfun-
gen, ein Schritt in die entgegen-
gesetzte Richtung erfolgen: Ge-
mäss gut unterrichteten Quellen
prüft Wirtschaftsminister Guy
Parmelin (SVP) eine Hilfsmass-
nahme für all jene Firmen, die
ihre Energie derzeit auf dem frei-
en Markt einkaufen und dabei
teils erheblich mehr als bislang
zahlen müssen.

Diese Unternehmen könnten
neu die Möglichkeit erhalten, in
die sogenannte Grundversor-
gung zurückzukehren.Die Folge:
Die lokalen Stromversorger wä-

ren gezwungen, den plötzlichen
Mehrbedarf imMarkt – zu aktu-
ell hohen Preisen – einzukaufen
und das auf die Stromtarife um-
zulagern. Folge dieser neuen Re-
gelungwäre, dass Haushalte und
Kleinunternehmen, die in der
Grundversorgung gefangen sind,
die hohen Stromrechnungenvon
Grossverbrauchernmitfinanzie-
ren müssten.

Economiesuisse ist dagegen
DerGewerbeverband hat bei Par-
melin kräftig für eine Rückkehr
der grossen Stromverbraucher in
die Grundversorgung lobbyiert.
Präsident Fabio Regazzi warnt
vor demVerlust vonArbeitsplät-
zen, sollte es für Grossverbrau-
cher keine Linderung geben.

Der Plan ist jedoch umstrit-
ten, auch in der Wirtschaft.
Economiesuisse und Swissmem
lehnen ihn ab,weil diese Art von
Hilfe «nur die Privaten und die
KMU gegen die Grossverbrau-
cher aufbringen» würde. Seite 5

Firmen sollen
auf Kosten
der Haushalte
profitieren
Strompreise Parmelin erwägt Tabubruch:
Stromintensive Unternehmen sollen in die
Grundversorgung zurückkehren können.

Luftfahrt Der Schweizer Piloten-
verbandAeropersundSwiss-Chef
Dieter Vranckx haben sich in der
Nacht auf gestern auf einen neu-
en Gesamtarbeitsvertrag (GAV)
geeinigt. Dieser beinhaltet einen
Teuerungsausgleich von 2 Pro-
zent und eine Lohnerhöhungvon
2,3 Prozent. Zudem enthält er
Verbesserungen, was die Verein-
barkeit vonFamilie undBeruf an-
geht. Die Swiss-Pilotinnen und
-Piloten hatten zuvor angedroht,
diesesWochenende amBoden zu
bleiben. «Wir haben immer be-
tont,dasswireineLösungamVer-
handlungstisch erreichenwollen.
Wir haben unserWort gehalten»,
so Aeropers-Präsident Clemens
Kopetz.DerneueGAVgilt ab dem
kommenden Jahr. (sda) Seite 11

Der Streik
der Swiss-Piloten
ist vom Tisch

«Ich kanngut
damit umgehen,
auch auf die
erschreckenden
Seiten der
Menschen zu
blicken.»
Simone Hänggi
Die forensische Psychiaterin über
ihre Arbeit mit Straftätern. Seite 23

Region

Personalmangel Als kurz vor den
Sommerferien schweizweit im-
mer noch Hunderte von Lehre-
rinnen und Lehrern fehlten,
mussten die Schulen Notmass-
nahmen ergreifen. Unter ande-
remwurdenPersonenohneLehr-
diplomangestellt, teilweise über-
nahmen gar Klassenassistenzen
den Unterricht. Dadurch konnte
derSchulstart zwar sichergestellt
werden, doch die unqualifizier-
ten Lehrkräfte benötigen viel
Betreuung und Coaching. «Not-
lösungen sind nie befriedigend,
weil siemeistens auf demBuckel
des bestehendenPersonals erfol-
gen», sagt der Geschäftsführer
des aargauischen Lehrerinnen-
undLehrerverbands,DanielHotz.
Die Meldungen von gesundheit-
lich angeschlagenen Lehrkräften
hätten sich seit Beginndes Schul-
jahres gehäuft. (ale) Seite 4

Mehr Burn-outs
unter Lehrkräften
seit Schulstart

London Der ehemalige britische
Finanzminister Rishi Sunak, der
sich noch vor wenigen Wochen
in einer Abstimmung seiner
Partei Liz Truss geschlagen ge-
benmusste, ist neuerVorsitzen-
der der Tories und damit auch
neuer britischer Premierminis-
ter. Truss war nach wenigen
Wochen imAmt spektakulär ge-
scheitert – und ihr skandalträch-
tiger Vorgänger Boris Johnson,
der Sunak hätte gefährlich wer-
den können, liess sich wider-
willig davon überzeugen, dass er
besser nicht sofort wieder auf
den Chefposten zurückkehren
sollte. Sunaks letzte verbliebene
Konkurrentin Penny Mordaunt
konnte nicht die erforderlichen
100 Unterstützer hinter sich
versammeln und trat gestern
Nachmittag aus dem Rennen
zurück. (afp) Seite 7

Das politische
Comeback eines
Besiegten

Basler Zeitung, 25.10.2022



4

Schweiz
Dienstag, 25. Oktober 2022

Crypto-Leck Gegen den Sonder-
ermittler im Fall des Lecks in der
Crypto-Affäre des Bundes, Peter
Marti, wird nun selber ermittelt:
Die Aufsichtsbehörde über die
Bundesanwaltschaft (AB-BA) hat
eine ausserordentliche Staatsan-
wältin oder einen ausserordent-
lichen Staatsanwalt dafür ein-
gesetzt. Diese Person prüft eine
gegen den Sonderermittler Peter
Marti eingereichte Strafanzeige.

DieBehörde betont,dasGesetz
schreibe zwingend vor, dass die
AB-BA bei Strafanzeigen gegen
Staatsanwälte des Bundes einen
unabhängigen Staatsanwalt ein-
setze,manverfüge diesbezüglich
überkeinenErmessensspielraum.
Die Crypto-Affäre flog imFebruar
2019 auf. Damals berichteten
Medien erstmals, dass der US-
Geheimdienst CIA und der deut-
sche Bundesnachrichtendienst
über manipulierte Verschlüsse-
lungsgeräte der Zuger Firma
Crypto AG mithörten und über
130 Staaten ausspionierten. (sda)

Sonderermittler
prüft Anzeige gegen
Sonderermittler

Medienkonsum Die Nachrichten-
Abstinenz der Bevölkerung hat
2022mit 38 Prozent einen neuen
Höchststand erreicht. Besonders
junge Erwachsene interessieren
sich nicht mehr für Nachrichten.
Zu diesem Schluss kommt das
Forschungszentrum Öffentlich-
keit und Gesellschaft (Fög) der
Universität Zürich in seinemges-
tern veröffentlichten «Jahrbuch
Qualität der Medien 2022».

Den vorgestellten Erkennt-
nissen zufolge konsumieren
junge Erwachsene auf ihren
Smartphones lediglich sieben
Minuten am Tag Nachrichten.
Während es bei den Männern elf
Minuten proTag sind, sind es bei
den Frauen bloss fünf Minuten.
Das hat Auswirkungen auf die
Demokratie,wie das Fög konsta-
tierte. Besonders hoch nämlich
ist mit 70 Prozent die Stimmbe-
teiligung vonMenschen, die sich
mit traditionellen Medienange-
botenwie Zeitungen, Radio oder
Fernsehen informieren. (sda)

Junge Erwachsene:
SiebenMinuten
News reichen aus

Maurer-Nachfolge Esbleibt bei fünf
SVP-Kandidaturen für die Nach-
folgevonBundesrat UeliMaurer:
Dies sindNationalratAlbertRösti,
StänderatWernerSalzmann,Alt-
Nationalrat Hans-Ueli Vogt so-
wie die Regierungsratsmitglieder
Michèle Blöchliger und Heinz
Tännler. Das gab die Partei ges-
tern bekannt. Somit stehen den
beiden Bernern Rösti und Salz-
mann der Zürcher Vogt, der Zu-
gerTännlerunddieNidwaldnerin
Blöchliger gegenüber. Mit wem
die SVP letztlich ins Rennen
steigenwird, bleibt offen.

Die Findungskommission
unter dem früheren Baselbieter
Nationalrat CasparBaadernimmt
nun ihre Arbeit auf. Sie will die
Kandidaturen prüfen, mit allen
gemeldeten Personen Hearings
durchführenunddemFraktions-
vorstand der SVP bis am 11. No-
vember einen Antrag unterbrei-
ten. Am 7. Dezember findet die
Bundesratswahl statt. (sda)

Vier Männer und
eine Frau wollen
in den Bundesrat

Alessandra Paone

Ein halbes Jahr lang hat Schul-
leiter Ralph Frantzen eine Lehr-
kraft für die fünfte und sechste
Klasse derPrimarschule Büetigen
im Kanton Bern gesucht. Die
Schülerinnen und Schülerhaben
sogar selbst ein Inserat für die
offene Stelle gestaltet. Man habe
aberniemand«Brauchbares» ge-
funden, sagte Frantzen Anfang
Juni dieserZeitung.Denn jemand
ohne Ausbildung komme als
Klassenlehrperson für ihn nicht
infrage – noch nicht.

NurwenigeTage später stellte
der Büetiger Schulleiter Pascal
Stern an, einen 58-jährigen
Geografen und Umweltwissen-
schaftler aus Biel – ohne Lehr-
diplom. Frantzen sagt: «Wir
brauchten unbedingt eine Lehr-
kraft, sonst hätten die beste-
henden Lehrkräfte ihr Pensum
erhöhenmüssen. Oder die Schü-
lerinnenund Schülerwärennach
den Sommerferien auf verschie-
dene Klassen verteilt worden.»

Frantzen ist zwar immernoch
derMeinung,dass anSchulennur
ausgebildete Fachkräfte arbeiten
sollten. Doch mit Pascal Stern
habe er eine hochmotivierte und
sehr gut ausgebildete Person
gefunden, die auch bereit sei, die
vorhandenen Weiterbildungs-
angebote zunutzen.EinigeKurse
habe er bereits besucht, den
letzten in den Herbstferien.

Stern besuchte in den 80er-
Jahrendas Lehrerseminar inKüs-
nacht im Kanton Zürich, brach
die Ausbildung jedoch kurz vor
denPrüfungen ab. «Eswaren da-
mals wilde Jahre, und mirwurde

irgendwie alles zu eng; ich woll-
te ausbrechen», erzählt er.

Dergebürtige Zürcher stammt
aus einer Lehrerfamilie und ist
am Zürichsee aufgewachsen. Es
habe den Umweg als Umweltbe-
rater inverschiedenenNGOsund
Auslandserfahrungen gebraucht,
um zu merken, dass der Lehrer-
beruf doch das Richtige sein
könnte. Stern gründete in Nepal
eine Grundschule, ist ein erfah-
rener Wanderleiter und führte
schonWWF-Gletscher-Lagermit
Kindern und Jugendlichendurch.

Es fehlt diemethodische
und didaktische Erfahrung
Stern wurde als Klassenlehrer
mit 24 Lektionen pro Woche
angestellt. Er unterrichtet sechs
Fächer. «Das ist eine grosse
Herausforderung. Ich stehe um
5.45Uhrmorgens auf und bin bis
spätabends inGedanken beimei-
nen SchülerinnenundSchülern»,
sagt er. Und er merke, dass ihm
vor allem die methodische und
didaktische Erfahrung fehle.

Auch bei der Notengebung
fühle er sich nicht sicher. Daher
sei er froh, dass Ralph Frantzen
ihn als Co-Klassenlehrer und
Coach unterstütze.AmMittwoch
hat er sein erstes Elterngespräch
geführt. Das sei sehr anspruchs-
voll, abergut gewesen, sagt Stern.

Er ist einer von vielen Lehr-
kräften ohne Lehrdiplom, die in
Schweizer Klassenzimmern un-
terrichten. Das ist eine der Not-
massnahmen,die die Schulen er-
greifen mussten, um den Schul-
betrieb abAugust sicherzustellen.
In denKantonenBern,Zürichund
Aargauwar die Situation vor den

Sommerferien besonders prekär
– es fehltenHunderte von Lehre-
rinnen und Lehrern.

Wie viele offene Stellen mit
unqualifiziertemPersonal besetzt
werden mussten, ist nicht über-
all klar. Die Bildungsdirektionen
inBern und imAargauverweisen
auf Anfrage auf die Gemeinden
alsAnstellungsbehörden. ImKan-
ton Zürich sind laut dem Volks-
schulamt zurzeit rund 530 Per-
sonen von insgesamt über
18’000 Lehrkräften ohne Lehr-
diplom angestellt, mit einem
durchschnittlichen Beschäfti-
gungsgradvonknapp 45Prozent.

Bisher habe es kaumMeldun-
gen über Schwierigkeiten mit
PersonenohneLehrdiplomgege-
ben, schreibt das Zürcher Volks-
schulamt.Die Schulleitungen sei-
en bei derAuswahl offenbar sehr
behutsamvorgegangen.Auch die
Anzahl Kündigungen in der Pro-
bezeit sei nicht auffällig. Aller-
dings liegen noch keine genauen
Zahlenvor,dadie Probezeit in Zü-
rich bis Ende Dezember dauert.

DerAargauische Lehrerinnen-
und Lehrerverband wollte sich
ein Bild der Lage im Kanton

machen und führte in der ersten
Woche des neuen Schuljahres
eine Erhebung bei seinen Schul-
hausvertretungen an den ins-
gesamt über 400 Volksschul-
standorten (ohne Sek II) durch.
Es gingen insgesamt 300 Rück-
meldungen ein. «Wir haben
60 A4-Seiten mit Kommentaren
erhalten», sagt der Geschäfts-
führerdesVerbands,DanielHotz.

Knapp ein Drittel der Be-
fragten gab an, dass die offenen
Stellen an ihrer Schulemit genü-
gend qualifizierten Lehrkräften
besetzt werden konnten. 10 Pro-
zent der Schulhausvertretungen
berichtetenhingegen,dass beste-
hende Lehrpersonen ihrPensum
erhöhen mussten.

Bei 20 Prozent der Rückmel-
dungen hiess es, dass sie für die
Vakanzen nur teilweise qualifi-
ziertes Personal finden konnten.
Und laut 6 Prozent sind die
Stellen an ihremStandort immer
noch offen. Wobei es sich dabei
vor allemumHeilpädagogenund
Logopädinnenhandle, sagtHotz.

Ein kleineres Pensum geht
oft zulasten des Teams
Der Rest der Umfrage-Teil-
nehmenden, also über einDrittel,
sprach von Notmassnahmen,
die ergriffen werden mussten,
um die Lücken zu schliessen. So
hätten vielerorts Klassenassis-
tenzen eingesetzt oder Klassen
und Fächer zusammengelegt
werden müssen.

Gewiss, die Umfrage sei nicht
repräsentativ, sagt Hotz. Aber
man gewinne durchaus einen
Eindruckdavon,wie die Situation
an denAargauer Schulen sei. Die

Lage scheine sich zwar etwas
entspannt zu haben, jedoch nur
dankderNotlösungen.«UndNot-
massnahmen sind nie befrie-
digend, weil sie meistens auf
demBuckel des bestehendenPer-
sonals erfolgen.»

Die Meldungen von gesund-
heitlich angeschlagenen Lehr-
kräften hätten sich seit Beginn
des Schuljahres gehäuft, sagt der
Geschäftsführer der Gewerk-
schaft. «Wenn jemand krank ist,
überlegt er es sich zweimal, ob er
zu Hause bleibt, um das Kolle-
gium durch seine Abwesenheit
nicht zusätzlich zu belasten.» Im
vergangenen Jahr führte derAar-
gauische Lehrerinnen- und Leh-
rerverbandbei seinenMitgliedern
eine Umfrage zum Gesundheits-
zustand durch. Die Rückmel-
dungen seien besorgniserregend
gewesen, weshalb man das Ge-
sprächmit derBildungsdirektion
gesucht habe. Nun scheine sich
die Situationverschärft zu haben,
sagt Hotz. Der Verband fordert
deshalb, dass an den Schulen ein
Gesundheitsmanagement einge-
führt wird, um zum Beispiel Er-
schöpfungssymptome frühzeitig
zu erkennen.

DerBüetigerSchulleiterRalph
Frantzen wird vom Kanton Bern
für die Arbeit als Coach seines
neuen Mitarbeiters Pascal Stern
entschädigt; er bekommt 3 Pro-
zent seines Lohnes. Mit diesem
Zustupf könnte er sich eigentlich
leisten, sein Pensum zu reduzie-
ren. Das würde aber bedeuten,
dass jemand anderes im Kollegi-
umaufstockenmüsste.«Dochdas
ist an unserer kleinen Schule gar
nichtmöglich.» EinTeufelskreis.

Sie füllen die Lücken – aber entlasten
die Lehrkräfte kaum
Quereinsteiger im Einsatz Als Notlösungmussten viele Schulen in der Schweiz nach den Sommerferien
unqualifiziertes Personal anstellen. Besonders prekär war die Lage in den Kantonen Bern, Zürich und Aargau.

«Ich stehe um
5.45 Uhr auf und
bin in Gedanken
bis spätabends bei
den Schülerinnen
und Schülern.»

Pascal Stern,Quereinsteiger

«Das ist eine grosse Herausforderung»: Pascal Stern ist seit den Sommerferien Klassenlehrer an der Schule Büetigen im Kanton Bern. Foto: Beat Mathys
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Mehr als jedes dritte ausser-
parlamentarische Mandat der
SchweizerNational- und Stände-
räte ist bezahlt. Die bürgerlichen
Parlamentarier lobbyieren zudem
seltener ehrenamtlich als die
Vertreterder linken Parteien,wie
eine gestern Montag publizierte
Auswertung zeigt.

An der Spitze der Rangliste
gebe es ein «Kopf-an-Kopf-Ren-
nen» zwischen der Mitte-EVP-
Fraktion und der SVP-Fraktion,
teilte die Plattform Lobbywatch
gestern mit. Die Parlamentarier
beider Fraktionen liessen sich
beinahe jedes zweiteMandat von
einemUnternehmen oder einem
Verband bezahlen.

Bundesratskandidat Rösti
auf Platz 3
Auf dem dritten Platz folge die
FDP-Fraktion, in der 38 Prozent
der Mandate gegen Entschädi-
gung ausgeübt würden. Die GLP
nehmemit 33 Prozent eine klas-
sische Mittelposition ein. Deut-
lich weniger Geld liesse sich of-
fenbar für die Mitglieder der SP
undderGrünenholen.Sie kämen
nurauf 25 (SP) respektive 23 Pro-
zent (Grüne) bezahlte Mandate.

Auch in absoluten Zahlen liegt
die Mitte-EVP-Fraktion an der
Spitze. So vereinen die 45 Frak-
tionsmitglieder 245 bezahlte
Mandate.Bei der leicht grösseren
SP-Fraktion sind es nicht einmal
dieHälfte.Doch auchdie 62-köp-
fige SVP-Fraktion vereint mit
insgesamt 186 bezahlten Man-
daten deutlich weniger bezahlte
Mandate pro Kopf als die Mitte-
Fraktion.

Bei den Parlamentarierinnen
und Parlamentariern liegtMitte-
Nationalrätin Ruth Humbel (AG)
mit 21 bezahlten Mandaten an
der Spitze, gefolgt vom Luzerner
FDP-Nationalrat Peter Schilliger
mit 18 bezahlten Mandaten. Auf
dem geteilten dritten Platz liegt
der Bundesratskandidat Albert
Rösti (SVP/BE).

Ob einMandat bezahlt ist oder
nicht, kommt stark auf die
Branche an. Die Bereiche Wirt-

schaft, Landwirtschaft undEner-
gie entlöhnen über die Hälfte ih-
rerMandate.DerBereichmit den
meisten bezahlten Mandaten in
absoluten Zahlen ist dabei klar
die Wirtschaft. Sie bezahlt für
rund 340 ihrer Mandate – über
80 Prozent davon werden von
Parlamentsmitgliedern bürger-
licher Parteien ausgeübt.

Auf dem zweiten Platz folgt
derGesundheitsbereichmit über
100 bezahlten Mandaten – das
entspricht etwas weniger als der
Hälfte allerMandate. Fast immer
ehrenamtlich sind Lobby-Man-
date im Umweltbereich, der
Kultur und der Aussenpolitik/
Aussenwirtschaft.

Einen Unterschied gibt es
zudem bei den Geschlechtern.
Männer lobbyieren eher für Geld
als Frauen. Konkret werden we-
niger als ein Drittel aller be-
zahlten Mandate von Parlamen-
tarierinnen ausgeübt, dies bei ei-
nem Frauenanteil im Parlament
von rund 40 Prozent. Einzig in
den Branchen Kultur, Aussen-
politik/Aussenwirtschaft undSo-
ziale Sicherheit habenParlamen-
tarierinnen mehr bezahlte Man-
date als Parlamentarier.

Lobbywatch fordert
mehr Transparenz
Laut Lobbywatch zeigt die Aus-
wertung, dass in gewissen Be-
reichen ein«massives finanzielles
Ungleichgewicht» besteht. Ge-
wisse Branchen könnten offen-
sichtlichvielmehrGeld einsetzen
als andere und hätten so bessere
Chancen, ihreAnliegen ins Parla-
ment zu bringen, so Lobbywatch.
Die Organisation fordert mehr
Transparenz bezüglich derHöhe
der Entschädigungen. Nur so
könne dasUngleichgewicht auch
beziffert werden.

Seit Beginn der laufenden Le-
gislatur müssen die Mitglieder
von National- und Ständerat an-
geben, welche ihrer Interessen-
bindungen bezahlt sind und
welche sie ehrenamtlich ausüben.
Lobbywatch hat die Daten nun
zumerstenMal ausgewertet. (sda)

Wer im Bundeshaus die
meisten Lobby-Mandate hat
Lukrative Posten Mehr als ein Drittel der
ausserparlamentarischen Jobs sind bezahlt.

Anzahl Interessenbindungen je Parlamentarier (Top 25)

Parlamentarier
Ruth Humbel, Mitte
Peter Schilliger, FDP
Martin Schmid, FDP
Albert Rösti, SVP
Beat Walti, FDP
Erich Ettlin, Mitte
Gerhard Pfister, Mitte
Josef Dittli, FDP
Lorenz Hess, Mitte
Thomas de Courten, SVP
Daniela Schneeberger, FDP
Fabio Regazzi, Mitte
Beat Rieder, Mitte
Pirmin Bischof, Mitte
Stefan Engler, Mitte
Hans Wicki, FDP
Daniel Jositsch, SP
Philippe Bauer, FDP
Franz Grüter, SVP
Leo Müller, Mitte
Peter Hegglin, Mitte
Laurent Wehrli, FDP
Jörg Mäder, GLP
Erich Hess, SVP
Hannes Germann, SVP

Bezahlt
21
18
16
16
16
16
15
13
13
12
11
11
10
10
10
10
10
10
10
9
9
9
8
8
8

Total
21
23
16
19
29
30
21
23
25
15
22
26
10
10
12
15
15
16
16
10
20
29
8
9
9

Anteil bezahlt
100,0%
78,3%

100,0%
84,2%
55,2%
53,3%
71,4%
56,5%
52,0%
80,0%
50,0%
42,3%

100,0%
100,0%
83,3%
66,7%
66,7%
62,5%
62,5%
90,0%
45,0%
31,0%

100,0%
88,9%
88,9%

Grafik: lop, mrue / Quelle: Lobbywatch

Mittepolitiker haben viele Interessenbindungen

Sollen Haushalte und Kleinfirmen die Stromkosten der Grossverbraucher mitfinanzieren? Starkstromleitungen bei Brütten ZH. Foto: Urs Jaudas

Fabian Renz und Stefan Häne

Der Strommangel belastet uns
alle, manche aber bedroht er in
ihrer Existenz. «Die Strompreise
für 2023 sind zwarwieder etwas
gesunken, auf längere Dauer für
unsere Firma aber schwerlich
tragbar», sagt Unternehmer
Mark Feer aus Neuhausen am
Rheinfall.

Seine Firma AGM Jactex AG
stellt Garne und Maschinen-
bestandteile für Webereien her.
Und sie ist eines von rund
34’000 SchweizerUnternehmen,
die ihre Energie auf dem freien
Markt einkaufen – und die unter
den aktuellen Preisexzessen lei-
den.Manche Betriebe sehen sich
mit Verzehnfachungen bei den
Energieausgaben konfrontiert.

Nun bahnt sich jedoch wo-
möglich eine weitreichende Än-
derung an. Wie aus gut unter-
richteten Quellen verlautet, ar-
beitet Wirtschaftsminister Guy
Parmelin (SVP) an einer Hilfs-
massnahme, die für alle Strom-
kunden Auswirkungen hätte.

Der Gewerbeverband
lancierte die Forderung
Firmen sollen demnach dieMög-
lichkeit erhalten, in die soge-
nannte Grundversorgung zu-
rückzukehren. Sie wären damit
wieder den privaten Haushalten
gleichgestellt.

Als Privatpersonen bekom-
men wir, wie auch viele Klein-
firmen, den Strom von einem
lokalen Versorger zu einem un-
verhandelbaren Preis geliefert.
Grössere Betriebe mit einem
Jahresverbrauch von über
100’000 Kilowattstunden hin-
gegen können ihren Lieferanten
frei wählen.

ImMoment sind die Kunden der
Grundversorgung besser dran:
Die Preise steigenmoderater als
auf dem freien Markt. Parmelin
lässt demVernehmen nach nun
prüfen, unter welchen Bedin-
gungenman den Not leidenden
Firmen eine Rückkehr in die
Grundversorgung ermöglichen
könnte. An einer der kom-
menden Bundesratssitzungen
will er das Geschäft auf die
Agenda setzen.

DerWirtschaftsminister greift
damit ein Anliegen des Ge-
werbeverbands auf. Dessen Prä-
sident, Mitte-Nationalrat Fabio
Regazzi, lancierte die entspre-
chende Forderung im September
mit einer Motion. Das Anliegen
ist Regazzi so wichtig, dass er
Parmelin während der Herbst-
session auch persönlich darauf
angesprochen hat.Und dabei auf
Wohlwollen stiess, wie er sagt.
«Wir brauchen eine schnelle und
gut umsetzbare Lösung», betont
der Gewerbepräsident. Die jet-
zigen Energiepreise würden Ar-
beitsplätze und Volkswirtschaft
gefährden.

Der Hilfsplan hat allerdings
einen Haken – und zwar einen
ausgesprochen schmerzhaften:
Für uns als Privatpersonen
würde der Strom spürbar teu-
rer. Die lokalen Stromversorger,

die Elektrizitätsunternehmen,
müssten nämlich zusätzliche
Energie auf demMarkt beschaf-
fen. Da die Preise im Moment
sehr hoch sind, entstünden
Mehrkosten. Diese müssten auf
alle Kunden der Grundversor-
gung verteilt werden – also auch
auf die Haushalte und Kleinver-
braucher aus derWirtschaft. Da-
bei wird die Rechnung für einen
Durchschnittshaushalt sowieso
schon um 27 Prozent ansteigen
und neu bei 1215 Franken pro
Jahr liegen.

Aus diesemGrund ist die Idee
denn auch innerhalb derVerwal-
tung umstritten.Das Bundesamt
für Energie (BFE) zum Beispiel
zeigt sich skeptisch.Das Problem
der hohen Strompreisewerde le-
diglich auf die Stromversorger
und die gebundenen Kunden
verlagert, ist aus dem BFE zu
vernehmen.

Economiesuisse zeigt sich
wenig begeistert
Bei den Versorgern könnte die
Rückkehr vieler Firmen zudem
Liquiditätsprobleme auslösen.
Immerhin verbrauchen die dem
freien Markt angeschlossenen
Unternehmen rund 40 Prozent
des Stroms in der Schweiz.

Die Wirtschaft ihrerseits ist
ebenfalls gespalten. «Haushalte
und Kleinunternehmenmüssten
die hohen Stromrechnungenvon
Grossverbrauchernmitfinanzie-
ren, die dummerweise in ihrem
Netzgebiet sind. Ichwüsste nicht,
wie man ihnen das erklären
soll», sagtAlexanderKeberle vom
Dachverband Economiesuisse.
«Daswürde von niemandemver-
standen und nur die Privaten
und KMU gegen die Grossver-
braucher aufbringen», sagt auch

Ivo Zimmermann von Swiss-
mem,demBranchenverband der
Maschinenindustrie.

Fest steht:Willmandie Firmen
zurück in die Grundversorgung
lassen, braucht es eine Gesetzes-
änderung. Diskutiert wird hinter
den Kulissen der Vorschlag, das
Geschäft jetzt vorzubereiten –
aber nicht für eine Soforthilfe.
Vielmehrmit dem Ziel, dann be-
reit zu sein, «wenn alles noch
schlimmerkäme,die Strompreise
also noch weiter anstiegen», wie
aus der Bundesverwaltung zu
hören ist.

Abkommenmit der EU
sieht Liberalisierung vor
Umstritten ist der Schritt aller-
dings auch,weil die Reise eigent-
lich in Richtung vollständiger
Öffnung des Marktes gehen
müsste. Ohne umfassende
Liberalisierung kann es nämlich
das Stromabkommenmit derEU,
das derBundesrat anstrebt, nicht
geben.

Unternehmer Mark Feer be-
reitet sich derweil auf alle denk-
baren Entwicklungen vor. «Eine
Rückkehr in die Grundversor-
gung wäre für uns sicher eine
Option», sagt er. «Allerdings
käme es sehr auf den Preis und
die konkreten Bedingungen an.»
Eine andereMöglichkeit, den Fir-
men zu helfen, wäre aus Feers
Sicht eine «Rückvergütung», so-
bald der Energieaufwand einen
gewissen Prozentsatz derBrutto-
wertschöpfung übersteigt.

Unabhängig von den Plan-
spielen sucht Feer für sein Un-
ternehmen im Moment «inten-
siv nach Lösungen»,wie er sagt.
«Es scheint momentan eher
unsicher, ob noch Hilfe von der
Politik kommt.»

Strompreise: Firmen dürfen
hoffen, Privatemüssen zittern
Tabubruch von Guy Parmelin DerWirtschaftsminister möchte Unternehmen in Not eine
Rückkehr in die Grundversorgung ermöglichen –mit negativen Folgen für Kleinkunden.

Will Unternehmen in Not stützen:
Guy Parmelin. Foto: Keystone
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